
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 01 | 2024

Daten für die Monate  
3/2024 bis 5/2024

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 11.3.24, 10.4.24, 10.5.24
ESt, KSt = 11.3.24
GewSt, GrundSt = 15.5.24

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 14.3.24, 15.4.24, 13.5.24
ESt, KSt = 14.3.24
GewSt, GrundSt = 21.5.24

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 3/24 = 26.3.24
Fälligkeit Beiträge 4/24 = 26.4.24
Fälligkeit Beiträge 5/24 = 29.5.24*

 *  In Bundesländern, in denen Fronleichnam ein 
Feiertag ist, gilt der 28.5.24.

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

12/22 5/23 8/23 12/23
+ 9,6 % + 6,3 % + 6,4 % + 3,8 %

Für alle Steuerpflichtigen

Personengesellschaften mit Grundbesitz: Unsicher-
heiten bei der Grunderwerbsteuer sind beseitigt

| Durch das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) 
wurde das Recht der Personengesellschaften mit Wirkung zum 1.1.2024 reformiert. 
Dadurch entstanden Unsicherheiten bei der Grunderwerbsteuer, die nun aber durch 
das Kreditzweitmarktförderungsgesetz „vom Tisch sind“. |

Hintergrund

Durch das MoPeG erfolgen mit Wirkung 
ab 2024 wesentliche zivilrechtliche Än-
derungen für Gesellschaften des bür-
gerlichen Rechts und für weitere Perso-
nengesellschaften. Wie bei den Kapital-
gesellschaften erfolgt ab dem 1.1.2024 
eine strikte Trennung der Vermögens-
sphären zwischen Personengesell-
schaft und Gesellschafter.

Beachten Sie | Die durch das MoPeG 
erfolgten Änderungen haben insbeson-
dere auch Auswirkungen auf die 
Grunderwerbsteuer. 

Durch das Wachstumschancengesetz 
sollte der Status quo mit seiner unter-
schiedlichen grunderwerbsteuerrecht-
lichen Behandlung von Personen- und 
Kapitalgesellschaften (insbesondere 
im Bereich der Steuervergünstigungen 

der §§ 5 und 6 des Grunderwerbsteuer-
gesetzes (GrEStG) beibehalten werden. 
Es war vorgesehen, dass Personenge-
sellschaften für Zwecke der Grunder-
werbsteuer weiterhin als Gesamthand 
fingiert werden – und zwar zunächst be-
fristet für das Jahr 2024. Dadurch sollte 
Zeit gewonnen werden, um den Anpas-
sungsbedarf des Grunderwerbsteuerge-
setzes zwischen der Bundesregierung 
und den Ländern beraten zu können. 

Doch nun gab es ein Problem: Denn der 
Bundesrat hatte das Wachstumschan-
cengesetz im November 2023 gestoppt. 
Es wurde der Vermittlungsausschuss 
angerufen. Da 2023 keine Einigung 
mehr erzielt werden konnte, drohte bei 
entsprechenden grunderwerbsteuerli-
chen Sachverhalten eine Besteuerung. 

Dies konnte jedoch verhindert werden, 
weil die notwendigen Anpassungen im 

Kreditzweitmarktförderungsgesetz vor-
genommen wurden. Damit bleibt (vor-
erst) alles beim Alten. So kann z. B. der 
Sohn in ein Einzelunternehmen aufge-
nommen werden und mit seinem Vater 
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künftig eine OHG begründen, ohne dass 
durch diesen Übertragungsvorgang bei 
dem Betriebsgrundstück Grunderwerb-
steuer ausgelöst würde. 

Beachten Sie | Erfreulich ist, dass der 
Gesetzgeber die zunächst beabsichtigte 
Übergangsfrist von einem Jahr auf drei 
Jahre verlängert hat. Demzufolge blei-
ben die grunderwerbsteuerlichen Ver-
günstigungen zumindest bis Ende 2026 
erhalten.

Weiterführende Hinweise

Zwei weitere zeitkritische Regelungen 
aus dem Wachstumschancengesetz 
wurden ebenfalls durch das Kredit-
zweitmarktförderungsgesetz umgesetzt:

 • Insbesondere zur Reduzierung des 
Vollzugsaufwands in der Finanz-
verwaltung wurde auf die Besteue-
rung der sogenannten Dezember-
hilfe 2022 für Gas und Fernwärme 
verzichtet. Demzufolge wurden die 
§§ 123 bis 126 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG) aufgehoben.

 • Zudem waren bei der Zinsschran-
kenregelung Anpassungen erfor-
derlich. Denn die Zinsabzugsbe-
schränkung (§ 4h EStG und § 8a des 
Körperschaftsteuergesetzes) musste 
bis zum 31.12.2023 an die Vorgaben 
der ATAD (Anti-Tax-Avoidance-Di-
rective) angepasst werden.

Quelle | Kreditzweitmarktförderungsgesetz, 
BGBl I 2023, Nr. 411

Für alle Steuerpflichtigen

Grundfreibetrag,  
Unterhaltshöchstbetrag  
und Kinderfreibetrag  
sollen erhöht werden

| Die FDP will den steuerlichen Grund-
freibetrag, bis zu dessen Höhe keine 
Einkommensteuer gezahlt werden 
muss, und den Kinderfreibetrag stär-
ker anheben als zunächst geplant. 
Bundesfinanzminister Christian Lind-
ner hält dies trotz der angespannten 
Lage für geboten. |

Hintergrund

Durch das Inflationsausgleichsgesetz 
(bereits 2022 im Bundesgesetzblatt 
verkündet) steigt der Grundfreibetrag 
zum 1.1.2024 von 10.908 EUR auf 
11.604 EUR. Nach den neuen Plänen 
soll eine weitere Erhöhung erfolgen – 
und zwar auf 11.784 EUR.

Beachten Sie | Da der Unterhalts-
höchstbetrag dem Grundfreibetrag 
entspricht, würde sich eine Erhöhung 
auch hier auswirken.

Nach dem Inflationsausgleichsgesetz 
beträgt der Kinderfreibetrag pro Kind 
und Elternteil im Jahr 2024 3.192 EUR. 
Bei einer steuerlichen Zusammenver-
anlagung verdoppelt sich der Betrag 
(6.384 EUR). Auch hier plant Lindner 
eine Erhöhung auf 6.612 EUR.

Quelle | FDP: Wir entlasten die arbeitende 
Mitte, Mitteilung vom 5.12.2023; Inflationsaus-
gleichsgesetz, BGBl I 2022, S. 2230

Für alle Steuerpflichtigen

Grundsteuerbewertung: 
Neue Vorschriften erneut 
verfassungswidrig?
| Sind auch die (neuen) Vorschriften zur 
Bewertung der Grundsteuer verfassungs-
widrig? Entschieden ist diese Frage noch 
nicht, aber es tut sich etwas. Blickt man 
allein auf die Feststellung des Grundsteu-
erwerts zum 1.1.2022 nach dem Bundes-
modell, dann ist u. a. beim Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg eine Klage anhängig 
(Az. 3 K 3142/23). Zudem hat das Finanz-
gericht Rheinland-Pfalz zwei Eilanträgen 
stattgegeben. Die Verwaltung hat Be-
schwerde eingelegt (Az. beim BFH: II B 
78/23 [AdV] und II B 79/23 [AdV]). |

Für Arbeitnehmer

Ab 2024 profitieren mehr Steuerpflichtige  
von der Arbeitnehmer-Sparzulage

| Mit der Neufassung von § 13 Abs. 1 S. 1 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 
(5. VermBG) wurde die Einkommensgrenze bei der Arbeitnehmer-Sparzulage für die 
Anlage der vermögenswirksamen Leistungen in Vermögensbeteiligungen (u. a. Invest-
mentfonds) und für die wohnungswirtschaftliche Verwendung der vermögenswirksa-
men Leistungen (u. a. das Bausparen) auf 40.000 EUR bzw. bei der Zusammenveran-
lagung auf 80.000 EUR angehoben. Die durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz 
erfolgte Erhöhung der Einkommensgrenzen gilt erstmals für vermögenswirksame 
Leistungen, die nach dem 31.12.2023 angelegt werden. |

Hintergrund

Die Arbeitnehmer-Sparzulage ist eine 
staatlich gewährte Geldzulage zur För-
derung der Vermögensbildung von Ar-
beitnehmern, Beamten, Richtern und 
Soldaten auf Basis des 5. VermBG. Sie 
ist eine Subvention für vermögenswirk-
same Leistungen. Das sind Geldleistun-
gen, die der Arbeitgeber für den Arbeit-
nehmer anlegt. Auch vermögenswirk-
sam angelegter Arbeitslohn ist eine 
vermögenswirksame Leistung. 

MERKE | Die Sparzulage wird auf An-
trag durch das für die Besteuerung des 
Arbeitnehmers zuständige Finanzamt 
festgesetzt. Die Festsetzung ist regel-
mäßig mit der Einkommensteuererklä-
rung zu beantragen. 

Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt:

 • für die Anlage in Bausparverträ-
gen und bei wohnungswirtschaftli-
chen Verwendungen 9 % der so 
angelegten vermögenswirksamen 

Leistungen, soweit diese 470 EUR 
jährlich nicht überschreiten.

 • für Beteiligungen am Produktivka-
pital (z. B. Aktien) 20 % der ange-
legten vermögenswirksamen Leis-
tungen, soweit diese 400 EUR jähr-
lich nicht überschreiten.

Beachten Sie | Werden beide Anlage-
formen bedient, beträgt die Sparzulage 
somit höchstens 123 EUR (470 EUR x 9 % 
und 400 EUR x 20 %) und bei Ehegatten 
maximal 246 EUR im Jahr.

Voraussetzung war, dass das Einkom-
men in der Variante 1 (Bausparverträge 
etc.) maximal 17.900 EUR (35.800 EUR 
bei Ehegatten) beträgt. In der Variante 2 
(Produktivkapital) lag die Grenze bei 
20.000 bzw. 40.000 EUR. Beide Grenzen 
wurden nun mit Wirkung ab 2024 verein-
heitlicht und auf 40.000 bzw. 80.000 EUR 
angehoben. Maßgeblich ist das zu ver-
steuernde Einkommen nach § 2 Abs. 5 
des Einkommensteuergesetzes. 

Quelle | Zukunftsfinanzierungsgesetz, BGBl I 
2023, Nr. 354
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Für GmbH-Geschäftsführer

Offenlegung der Jahres-
abschlüsse 2022: Keine 
Ordnungsgeldverfahren 
vor dem 2.4.2024

| Die Offenlegungsfrist für den Jahres-
abschluss für 2022 endete bereits am 
31.12.2023 (gilt insbesondere für AG, 
GmbH und GmbH & Co. KG). Das Bun-
desamt für Justiz (BfJ) hat nun aber mit-
geteilt, dass es vor dem 2.4.2024 kein 
Ordnungsgeldverfahren einleiten wird. |

Hintergrund

Für die Jahresabschlüsse für 2022 hat 
sich das Offenlegungsmedium geän-
dert. Die Jahresabschlüsse sind nicht 
mehr beim Bundesanzeiger einzurei-
chen, sondern zur Offenlegung an das 
Unternehmensregister zu übermitteln. 
Weitere Informationen erhalten Sie un-
ter www.publikations-plattform.de.

Kommt das Unternehmen der Pflicht 
zur Offenlegung nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig nach, leitet das BfJ ein 
Ordnungsgeldverfahren ein. Das Unter-
nehmen wird aufgefordert, innerhalb ei-
ner sechswöchigen Nachfrist den ge-
setzlichen Offenlegungspflichten nach-
zukommen. Gleichzeitig droht das BfJ 
ein Ordnungsgeld an (regelmäßig in 
Höhe von 2.500 EUR). Entspricht das 
Unternehmen der Aufforderung nicht, 
wird das Ordnungsgeld festgesetzt.

Beachten Sie | Ordnungsgeldandrohun-
gen und -festsetzungen können so lange 
wiederholt werden, bis die Veröffentli-
chung erfolgt ist. Die Ordnungsgelder 
werden dabei schrittweise erhöht.

Mit der Androhung werden den Betei-
ligten die Verfahrenskosten auferlegt. 
Diese entfallen nicht dadurch, dass der 
Offenlegungspflicht innerhalb der ge-
setzten Nachfrist nachgekommen wird.

MERKE | Kleinstkapitalgesellschaften 
(nach § 267a Handelsgesetzbuch) müs-
sen nur ihre Bilanz (keinen Anhang und 
keine Gewinn- und Verlustrechnung) 
einreichen. Zudem können sie ihre Pub-
lizitätsverpflichtung durch Offenlegung 
oder dauerhafte Hinterlegung erfüllen. 
Hinterlegte Bilanzen sind nicht unmit-
telbar zugänglich; auf Antrag werden 
sie kostenpflichtig an Dritte übermittelt.

Quelle | BfJ unter www.iww.de/s7329

Für Arbeitnehmer

Neue Umzugskostenpauschalen ab 1.3.2024

| Beruflich veranlasste Umzugskosten sind Werbungskosten. Für sonstige Umzugs-
kosten (z. B. Kosten für den Abbau von Elektrogeräten) sowie für umzugsbedingte 
Unterrichtskosten gewährt die Finanzverwaltung Pauschalen, bei deren Höhe sie 
sich am Bundesumzugskostengesetz (BUKG) orientiert. Das Bundesfinanzministe-
rium hat nun die Pauschalen veröffentlicht, die für Umzüge ab dem 1.3.2024 gelten. |

Nachfolgend sind die neuen Pauscha-
len und die bisherigen Pauschalen (für 
Umzüge ab 1.4.2022) dargestellt. 

Beachten Sie | Die alten Pauschalen 
sind auf Umzüge nicht mehr anzuwen-
den, bei denen der Tag vor dem Einla-
den des Umzugsguts nach dem 
29.2.2024 liegt.

Der Höchstbetrag für den durch den 
Umzug bedingten zusätzlichen Unter-
richt für ein Kind beträgt:

 • ab 1.4.2022: 1.181 EUR
 • ab 1.3.2024: 1.286 EUR

Bei den sonstigen Umzugsauslagen ist 
wie folgt zu unterscheiden:

 • Berechtigte mit Wohnung: 
ab 1.4.2022: 886 EUR
ab 1.3.2024: 964 EUR

 • Jede andere Person (vor allem Ehe-
gatte und ledige Kinder): 
ab 1.4.2022: 590 EUR
ab 1.3.2024: 643 EUR

 • Berechtigte ohne Wohnung: 
ab 1.4.2022: 177 EUR
ab 1.3.2024: 193 EUR

Anstelle der Pauschalen können auch die 
im Einzelfall nachgewiesenen höheren 
Umzugskosten abgezogen werden. Ein 
Abzug entfällt, soweit Umzugskosten vom 
Arbeitgeber steuerfrei erstattet wurden.

PRAXISTIPP | Ist der Umzug privat 
veranlasst, ist ein Werbungskostenab-
zug nicht möglich. Hier kann für die 
Umzugsdienstleistungen aber eine 
Steuerermäßigung nach § 35a Einkom-
mensteuergesetz in Betracht kommen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 28.12.2023, Az. IV 
C 5 - S 2353/20/10004 :003

Für Vermieter

Sonderabschreibungen für Mietwohnungsneubau: 
Neuregelungen erstmals in der Steuererklärung 2023
| Durch § 7b Einkommensteuergesetz (EStG) gilt eine Sonderabschreibung für den 
Mietwohnungsneubau. Grundsätzlich sollten nur Baumaßnahmen aufgrund eines 
nach dem 31.8.2018 und vor dem 1.1.2022 gestellten Bauantrags oder einer in die-
sem Zeitraum getätigten Bauanzeige gefördert werden. Mit dem Jahressteuerge-
setz 2022 wurde die Sonderabschreibung neu aufgelegt. Sie gilt für Bauanträge/ 
-anzeigen nach dem 31.12.2022 und vor dem 1.1.2027. Für Wohnungen mit 
Bauantrag/-anzeige im Jahr 2022 kommt demzufolge keine Sonderabschreibung 
in Betracht. |

Im Jahr der Anschaffung oder Herstel-
lung einer neuen Mietwohnung und in 
den folgenden drei Jahren können ne-
ben der „normalen“ Abschreibung bis zu 
5 % Sonderabschreibungen geltend ge-
macht werden. Insgesamt können damit 
in den ersten vier Jahren bis zu 20 % 
zusätzlich zur regulären Abschreibung 
abgeschrieben werden.

Beachten Sie | Die Wohnung muss im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
und in den folgenden neun Jahren der 
entgeltlichen Überlassung zu Wohn-
zwecken dienen.

Im Unterschied zur bisherigen Rege-
lung, die für „Altfälle“ weiter relevant 
ist, muss das Gebäude die Kriterien ei-
nes „Effizienzhaus 40“ mit Nachhaltig-
keits-Klasse erfüllen. Dies ist durch 
das Qualitätssiegel Nachhaltiges Ge-
bäude (QNG) nachzuweisen.

Die Anschaffungs-/Herstellungskosten 
der Wohnung dürfen maximal 4.800 EUR 
(„Altfälle“: 3.000 EUR) je qm Wohnflä-
che betragen. Bei der Bemessungs-
grundlage für die Abschreibung gilt 
eine Grenze von 2.500 EUR („Altfälle“: 
2.000 EUR) je qm Wohnfläche.
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Für alle Steuerpflichtigen

Die Bundesregierung 
muss sparen: Neue 
Einkommensgrenzen  
beim Elterngeld

| Durch das Haushaltsfinanzierungsge-
setz 2024 sinkt die Einkommensgrenze, 
bis zu der ein Anspruch auf Elterngeld 
besteht. |

Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend hat die 
neuen Regelungen wie folgt zusam-
mengefasst:

 • Für Geburten ab dem 1.4.2024 
wird die Grenze des zu versteuern-
den Jahreseinkommens (Einkom-
mensgrenze), ab der der Anspruch 
auf Elterngeld entfällt, für ge-
meinsam Elterngeldberechtigte 
von 300.000 EUR auf 200.000 EUR 
gesenkt. 

 • Zum 1.4.2025 wird sie für Paare 
nochmals auf 175.000 EUR abge-
senkt. 

 • Für Alleinerziehende wird ab dem 
1.4.2024 eine Einkommensgrenze 
von 150.000 EUR gelten.

Außerdem wurde die Möglichkeit des 
gleichzeitigen Bezugs von Elterngeld 
neu geregelt. Ein gleichzeitiger Bezug 
von Basiselterngeld wird künftig nur 
noch für maximal einen Monat bis zum 
12. Lebensmonat des Kindes möglich 
sein. 

Beachten Sie | Ausnahmen für den 
gleichzeitigen Bezug wird es beim El-
terngeldPlus, beim Partnerschaftsbo-
nus sowie bei Mehrlingsgeburten und 
Frühgeburten geben.

MERKE | Weiterführende Informatio-
nen zum Elterngeld (z. B. zur Höhe 
und zu digitalen Angeboten (Eltern-
geldrechner und ElterngeldDigital)) 
erhalten Sie u. a. auf der Webseite des 
Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (unter: 
www.iww.de/s10085).

Quelle | Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend: Elterngeld, Hin-
tergrundinformation vom 27.12.2023; Haus-
haltsfinanzierungsgesetz 2024, BGBl I 2023, 
Nr. 412

Für alle Steuerpflichtigen

Schulgeld: Beitrag an Schulförderverein kann zum 
Sonderausgabenabzug berechtigen

| Finanziert eine anerkannte Ersatzschule in freier Trägerschaft den Schulbetrieb 
aus Mitteln, die der Schulförderverein aus Mitgliedsbeiträgen einnimmt, droht El-
tern ein steuerlicher Nachteil. Weil die Beiträge „verdeckte“ Schulgeldzahlungen 
darstellen, stellen sie keine Spenden dar. Weil sie aber nicht als Schulgeld an die 
Schule fließen, ist auch der Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) gefährdet. Das Finanzgericht Münster hat in einem 
Urteil nun zugunsten der Eltern entschieden und die Förderbeiträge als Schulgeld an-
erkannt. Da die Revision anhängig ist, muss nun der Bundesfinanzhof entscheiden. |

Hintergrund: Eltern können unter gewis-
sen Voraussetzungen 30 % des Entgelts 
(höchstens aber 5.000 EUR) für den 
Schulbesuch ihres Kindes an einer Pri-
vatschule als Sonderausgaben nach § 10 
Abs. 1 Nr. 9 EStG absetzen. Nicht be-
günstigt sind Aufwendungen für Beher-
bergung, Betreuung und Verpflegung. 

	◼ Sachverhalt

Die Kinder der zusammen veranlagten 
Eltern besuchten eine staatlich aner-
kannte Ersatzschule in freier Träger-
schaft einer Stiftung. Im Streitjahr 2019 
zahlten die Eltern insgesamt 1.000 EUR 
an den als gemeinnützig anerkannten 
Förderverein der Schule. Nach dessen 
Satzung förderte der Verein die Lehrtä-
tigkeit und das Schulleben, insbeson-
dere durch die Unterstützung von schu-
lischen Einrichtungen und Veranstal-
tungen, Studienreisen, Schullandauf-
enthalten und Arbeitsgemeinschaften. 

Von den Eltern, deren Kinder die Schule 
besuchten, erhielt der Förderverein ins-
gesamt 37.500 EUR. Er selbst führte 
43.500 EUR an die Stiftung ab. Diese 
überwies mindestens 54.000 EUR zur Fi-
nanzierung des Schulträgereigenanteils 
(insgesamt 87.000 EUR) an die Schule.

In ihrer Steuererklärung machten die 
Eltern die Zahlungen (1.000 EUR) als 
Schulgelder geltend. Das Finanzamt 
folgte dem nicht, da die Zahlungen aus-
weislich der Satzung des Fördervereins 
nicht für den reinen Schulbesuch geleis-
tet worden seien. Die Zahlungen seien 
auch nicht als Spende zu qualifizieren.

Der Begriff des Entgelts ist, so das Fi-
nanzgericht Münster in seiner Urteilsbe-
gründung, in § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG nicht 
näher definiert. Verstanden wird darun-
ter das von den Eltern zu entrichtende 
Schulgeld für den Schulbesuch der Kin-
der, wobei es auf die Bezeichnung als 
Schulgeld nicht ankommt. Es muss sich 
um die Kosten für den normalen Schul-
betrieb handeln, soweit diese Kosten an 
einer staatlichen Schule von der öffentli-
chen Hand getragen würden. 

Das Finanzgericht Münster stellte eine 
wirtschaftliche Betrachtung an. Es 
kommt darauf an, dass die entsprechen-
den Leistungen der Eltern eine Gegen-
leistung für den Schulbesuch des Kindes 
sind. Deshalb waren hier die Förderbei-
träge ein Schulgeld. Bei einer wirtschaft-
lichen Betrachtung wurden sie nämlich 
gezahlt, um den Schulträgereigenanteil 
zu finanzieren. Die Beiträge gingen voll-
umfänglich an den Schulträger und 
reichten nicht aus, um den Schulträger-
eigenanteil zu decken. Damit wurden die 
Beiträge rechnerisch vollständig für den 
laufenden Schulbetrieb verwendet. 

Beachten Sie | Es kommt nach Mei-
nung des Finanzgerichts nicht darauf 
an, ob die Satzung des Fördervereins 
eine Bestimmung enthält, die eine Ver-
wendung der Mittel ausschließlich für 
den normalen Schulbetrieb vorsieht.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 25.10.2023, 
Az. 13 K 841/21 E, Rev. BFH Az. X R 27/23, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 238778

Für Arbeitgeber

Verbesserungen bei der Mitarbeiterkapitalbeteiligung
| Durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz (BGBl I 2023, Nr. 354) wurden die steuer-
lichen Rahmenbedingungen für die Mitarbeiterkapitalbeteiligung verbessert. So 
steigt u. a. der steuerliche Freibetrag (geregelt in § 3 Nr. 39 des Einkommensteuer-
gesetzes (EStG)) ab 2024 von 1.440 EUR auf 2.000 EUR. Auch die in § 19a EStG gere-
gelte aufgeschobene Besteuerung wurde modifiziert. |
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Für Arbeitgeber

Neue Rechengrößen in der Sozialversicherung für 2024

| Infolge der Verordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung 
für 2024 (Sozialversicherungsrechengrößen-Verordnung 2024) müssen ab 2024 neue 
Werte im Lohnbüro beachtet werden. |

Hintergrund: Die Rechengrößen der So-
zialversicherung werden anhand der 
Einkommensentwicklung turnusgemäß 
zum 1.1. eines Jahres angepasst. Dies 
erfolgt durch Verordnung.

Nachfolgend sind wichtige Rechengrö-
ßen auszugsweise aufgeführt: 

Bezugsgröße

Große Bedeutung für viele Werte in der 
Sozialversicherung hat die Bezugsgröße 
– u. a. für die Festsetzung der Mindest-
beitragsbemessungsgrundlagen für 
freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder für die Bei-
tragsberechnung von versicherungs-
pflichtigen Selbstständigen in der ge-
setzlichen Rentenversicherung. 

Beachten Sie | Die Bezugsgröße steigt 
im Jahr 2024 auf 3.535 EUR/Monat 
(2023: 3.395 EUR/Monat); die Bezugs-
größe (Ost) auf 3.465 EUR/Monat (2023: 
3.290 EUR/Monat).

Allgemeine Rentenversicherung

Die Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung er-

höht sich auf 7.550 EUR/Monat (2023: 
7.300 EUR/Monat) und die Beitrags-
bemessungsgrenze (Ost) auf 7.450 EUR/
Monat (2023: 7.100 EUR/Monat).

Hintergrund: Die Beitragsbemessungs-
grenze ist der Höchstbetrag, bis zu dem 
Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen 
bei der Berechnung des Versicherungs-
beitrags berücksichtigt werden. Für da-
rüber hinausgehendes Einkommen 
sind keine Beiträge zu zahlen.

Krankenversicherung

Die bundesweit einheitliche Versiche-
rungspflichtgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (Jahresarbeits-
entgeltgrenze) beträgt im Jahr 2024 
69.300 EUR (2023: 66.600 EUR). Die 
ebenfalls bundesweit einheitliche Bei-
tragsbemessungsgrenze in der gesetz-
lichen Krankenversicherung steigt auf 
62.100 EUR jährlich (2023: 59.850 EUR) 
bzw. 5.175 EUR monatlich (2023: 
4.987,50 EUR).

Quelle | Sozialversicherungsrechengrößen-
Verordnung 2024, BGBl I 2023, Nr. 322; BMAS, 
Mitteilung vom 11.10.2023

Für Unternehmer

Wirtschafts-Identifikationsnummer ab Herbst 2024

| Die Wirtschafts-Identifikationsnummer (W-IdNr.) wird ab Herbst 2024 vergeben 
werden. Damit wird jede wirtschaftlich tätige natürliche Person, jede juristische 
Person und jede Personenvereinigung jeweils ein einheitliches und dauerhaftes 
Merkmal zum Zwecke der eindeutigen Identifizierung in Besteuerungsverfahren 
erhalten. Darauf hat das Bundesfinanzministerium hingewiesen. |

Die Vergabe der W-IdNr. erfolgt wegen 
technischer und organisatorischer An-
forderungen in Stufen. Sie setzt sich aus 
dem Kürzel „DE“ und neun Ziffern zu-
sammen. Ergänzt wird die W-IdNr. durch 
ein 5-stelliges Unterscheidungsmerk-
mal für einzelne Tätigkeiten, Betriebe 
oder Betriebsstätten (Beispiel für eine 
W-IdNr.: DE123456789-00001).

Die W-IdNr. dient zugleich als bundes-
einheitliche Wirtschaftsnummer nach 

dem Unternehmensbasisdatenregis-
tergesetz. Das Unternehmensbasisda-
tenregister ist ein zentrales und res-
sortübergreifendes Vorhaben zur Ver-
waltungsdigitalisierung und -moderni-
sierung. Ziel des Basisregisters ist es, 
Unternehmen von Berichtspflichten zu 
entlasten, indem Mehrfachmeldungen 
der Stammdaten an unterschiedliche 
Register vermieden werden.

Quelle | BMF: Das ändert sich 2024, Mittei-
lung vom 28.12.2023

Für Unternehmer

NRW-Überbrückungshilfe 
Plus ist steuerpflichtige 
Betriebseinnahme

| Die NRW-Überbrückungshilfe Plus 
für Selbstständige, die anlässlich der 
Coronapandemie gezahlt wurde, stellt 
nach Ansicht des Finanzgerichts Düs-
seldorf eine steuerpflichtige Betriebs-
einnahme dar. Die Revision ist bereits 
anhängig. |

Ein Freiberufler mit Einkünften aus 
selbstständiger Arbeit klagte gegen die 
Berücksichtigung der NRW-Überbrü-
ckungshilfe Plus als steuerpflichtige Be-
triebseinnahme. Er argumentierte u. a. 
wie folgt: Die an ihn 2020 ausgezahlte 
Coronahilfe könne, soweit sie als Unter-
nehmerlohn zu qualifizieren sei, nicht als 
Einkunftsart i. S. von § 2 Abs. 1 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) erfasst werden, 
weil sie als Ersatz für die Grundsiche-
rung gezahlt worden sei, die die Unter-
nehmer bei Ausbleiben dieser Zahlung 
hätten in Anspruch nehmen müssen.

Das Finanzgericht folgte dem aber nicht. 
Zwischen den Leistungen und dem Be-
trieb des Steuerpflichtigen besteht ein 
wirtschaftlicher Zusammenhang, da die 
Überbrückungshilfe NRW nur an Unter-
nehmer gezahlt worden ist, die ihre Tä-
tigkeit während des Förderzeitraums im 
Haupterwerb von einer in NRW befindli-
chen Betriebsstätte oder einem in NRW 
befindlichen Sitz der Geschäftsführung 
aus ausgeführt haben. Die Zahlung war 
zudem von der Höhe des Umsatzes im 
Förderzeitraum abhängig. 

Beachten Sie | Die betriebliche Veran-
lassung der Zahlungen der NRW-Über-
brückungshilfe Plus wurde nicht da-
durch aufgehoben, dass die gewährten 
Mittel zur Deckung von Privataufwen-
dungen verwendet werden durften. 

Für eine Steuerbefreiung nach § 3 EStG 
sah das Finanzgericht Düsseldorf keine 
Grundlage. Diskutiert wurde u. a. eine 
Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 11 EStG. 
Aber eine im Sinne dieser Vorschrift zu 
verstehende Hilfsbedürftigkeit war ins-
besondere wegen des – neben der 
Überbrückungshilfe – erzielten Jahres-
gewinns von 38.354 EUR in wirtschaftli-
cher Hinsicht nicht festzustellen.

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 7.11.2023, 
Az. 13 K 570/22 E, Rev. BFH Az. VIII R 34/23, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 238919; FG Düs-
seldorf, Newsletter Dezember 2023
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Für Unternehmer

Umsatzsteuerentlastung 
für die Gastronomie  
wurde nicht verlängert
| Die Absenkung der Umsatzsteuer für 
Speisen in der Gastronomie von 19 % 
auf 7 % wurde nicht verlängert, sodass 
ab 2024 wieder 19 % Umsatzsteuer in 
Rechnung gestellt werden müssen. |

Für die Silvesternacht 2023/2024 gibt 
es jedoch eine Nichtbeanstandungsrege-
lung (BMF-Schreiben vom 21.12.2023,  
Az. III C 2 - S 7220/22/10001 :009), wonach 
der ermäßigte Steuersatz zulässig ist. 

Hintergrund: Bei der Umsatzsteuer, die 
Gastronomen an das Finanzamt abfüh-
ren müssen, wird (vereinfacht) wie folgt 
unterschieden: Essen zum Mitnehmen 
unterliegt dem ermäßigten Steuersatz 
von 7 %. Speisen, die vor Ort verzehrt 
werden, werden mit 19 % besteuert. 
Um die Gastronomie während der Coro-
napandemie zu entlasten, wurde der 
Steuersatz (befristet) auf 7 % gesenkt. 
Diese Reduzierung wurde mehrmals 
verlängert, zuletzt bis Ende 2023, um 
die Folgen der gestiegenen Energie-
preise abzumildern.

Für alle Steuerpflichtigen

Wachstumschancen-
gesetz vorerst gestoppt 

| Das „Gesetz zur Stärkung von Wachs-
tumschancen, Investitionen und Innova-
tion sowie Steuervereinfachung und 
Steuerfairness (Wachstumschancenge-
setz)“ wurde am 17.11.2023 vom Deut-
schen Bundestag verabschiedet. Nur 
eine Woche später stand es bereits auf 
der Tagesordnung des Bundesrats. Eine 
Zustimmung erfolgte aber nicht, u. a. 
wurde die ungleiche Verteilung der Las-
ten zwischen Bund und Ländern kriti-
siert. Nun muss im Vermittlungsaus-
schuss eine Lösung gefunden werden. 
Das Ergebnis stand bei Redaktions-
schluss noch nicht fest. |

Hintergrund: Das Gesetzespaket bein-
haltet zahlreiche steuerrelevante Neu-
regelungen und Anpassungen. So sol-
len u. a. Investitionen in den Klima-
schutz durch eine Investitionsprämie 
gefördert werden und zusätzliche Ab-
schreibungsmöglichkeiten den Miet-
wohnungsbau beflügeln.

Für Vermieter

Liebhaberei: Keine Steuerersparnis  
durch die Vermietung von Luxusimmobilien

| Wird ein Objekt mit einer Größe von mehr als 250 qm Wohnfläche vermietet, kön-
nen Vermietungsverluste nicht ohne Weiteres mit anderen Einkünften des Steuer-
pflichtigen verrechnet werden. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden. |

	◼ Sachverhalt

Eheleute hatten insgesamt drei Villen-
gebäude mit einer Wohnfläche von je-
weils mehr als 250 qm erworben und 
in voller Höhe fremdfinanziert. Die Im-
mobilien vermieteten sie unbefristet 
an ihre volljährigen Kinder samt Ehe-
partner. Durch die Vermietung entstan-
den den Steuerpflichtigen jährliche 
Verluste zwischen 172.000 EUR und 
216.000 EUR. Diese Verluste verrech-
neten sie mit ihren übrigen Einkünften, 
wodurch sich eine erhebliche Einkom-
mensteuerersparnis ergab.

Nach einer bei den Eheleuten durchge-
führten Außenprüfung versagte das Fi-
nanzamt jedoch deren steuerliche An-
erkennung. Die hiergegen gerichtete 
Klage wies das Finanzgericht Baden-
Württemberg als unbegründet ab. Auch 
der Bundesfinanzhof hat die Verrech-
nung der Verluste mit den übrigen Ein-
künften und die damit verbundene 
Steuerersparnis nicht zugelassen. 

Bei einer auf Dauer angelegten Vermie-
tungstätigkeit ist grundsätzlich und typi-
sierend davon auszugehen, dass der 
Steuerpflichtige beabsichtigt, einen Ein-
nahmenüberschuss zu erwirtschaften, 
auch wenn sich über längere Zeiträume 
Werbungskostenüberschüsse ergeben. 
Dies gilt jedoch nur für die Vermietung 
von Wohnungen und nicht für die Ver-
mietung von Gewerbeimmobilien.

Wird aber, so der Bundesfinanzhof, eine 
Immobilie mit einer Wohnfläche von 
mehr als 250 qm vermietet, muss der 
Steuerpflichtige nachweisen, dass die 
Vermietung mit der Absicht erfolgt, ei-
nen finanziellen Überschuss zu erzie-
len. Kann er diesen Nachweis nicht füh-

ren, weil er über einen längeren Zeit-
raum Verluste erwirtschaftet, handelt 
es sich bei der Vermietungstätigkeit um 
eine steuerlich nicht beachtliche soge-
nannte Liebhaberei. In diesem Fall sind 
aus dieser Tätigkeit stammende Verluste 
nicht mit anderen positiven Einkünften 
verrechenbar.

Mit dieser Entscheidung bestätigt der 
Bundesfinanzhof seine bisherige Recht-
sprechung, wonach bei der Vermietung 
von aufwendig gestalteten oder ausge-
statteten Objekten (z. B. Größe von mehr 
als 250 qm Wohnfläche; Schwimmhalle) 
nicht automatisch von einer steuerba-
ren Tätigkeit auszugehen ist. Denn inso-
weit handelt es sich um Objekte, bei de-
nen die Marktmiete den besonderen 
Wohnwert nicht angemessen widerspie-
gelt und die sich wegen der mit ihnen 
verbundenen Kosten oftmals auch nicht 
kostendeckend vermieten lassen. Daher 
ist bei diesen Objekten regelmäßig nach-
zuweisen, dass über einen 30-jährigen 
Prognosezeitraum ein positives Ergeb-
nis erwirtschaftet werden kann.

Beachten Sie | Der Bundesfinanzhof 
hat den Streitfall an das Finanzgericht 
Baden-Württemberg zur anderweiti-
gen Verhandlung und Entscheidung zu-
rückverwiesen. Denn die bisherigen 
Feststellungen des Finanzgerichts 
reichten dem Bundesfinanzhof nicht 
aus, um abschließend entscheiden zu 
können, ob das Finanzgericht die Über-
schusserzielungsabsicht der Eheleute 
zu Recht verneint hat.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.6.2023, Az. IX R 
17/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 238313; 
BFH, PM Nr. 44/23 vom 16.11.2023

Für GmbH-Geschäftsführer

Größenklassen: Anhebung der Schwellenwerte
| Die Bundesregierung plant eine Anhebung der monetären Schwellenwerte (Bilanz-
summe und Umsatzerlöse) um rund 25 %. Die erhöhten Werte sollen bereits für den 
Jahresabschluss 2023 angewandt werden können (Wahlrecht). Die Anhebung wird für 
einige Unternehmen mit einer Neueinstufung in eine niedrigere Größenklasse ein-
hergehen, was zu einer reduzierten Berichtspflicht führen kann. |
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Für alle Steuerpflichtigen

Keine Nachlassverbindlichkeiten: Anfallende Steuern 
bei rückwirkender Betriebsaufgabe durch Erben

| Erklären Erben für den Betrieb des Erblassers rückwirkend die Betriebsaufgabe, 
sind die daraus resultierenden Steuern bei der Erbschaftsteuer keine steuermindern-
den Nachlassverbindlichkeiten. So lautet eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs. |

Hintergrund

Nach §  10 Abs.  5 Nr.  1 des Erbschaft-
steuer- und Schenkungsteuergesetzes 
(ErbStG) sind als Nachlassverbindlich-
keiten abzugsfähig: Die vom Erblasser 
herrührenden Schulden, soweit sie nicht 
mit einem zum Erwerb gehörenden (An-
teil an einem) Gewerbebetrieb oder (An-
teil an einem) Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft in wirtschaftlichem Zu-
sammenhang stehen und bereits bei der 
Bewertung der wirtschaftlichen Einheit 
berücksichtigt worden sind.

MERKE | Bei einem Erwerb von Todes 
wegen können sich auch Steuerschul-
den aus der Veranlagung des Erblas-
sers für das Todesjahr bereicherungs-
mindernd auswirken, obwohl sie beim 
Erbfall noch nicht rechtlich entstanden 
waren. Denn der Erbe hat diese Steuer-
schulden zu tragen. Entscheidend für 
den Abzug der Steuerschulden ist je-
doch, dass der Erblasser in eigener 
Person und nicht etwa der Erbe als Ge-
samtrechtsnachfolger steuerrelevante 
Tatbestände verwirklicht hat und des-
halb „für den Erblasser“ als Steuer-
pflichtigen eine Steuer entsteht. 

Sachverhalt und Entscheidung

Im Streitfall hatten die Erben die Aufgabe 
des Betriebs der Land- und Forstwirt-
schaft rückwirkend auf einen Zeitpunkt 

vor dem Tod des Erblassers erklärt 
(§ 16 Abs. 3b S. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes [EStG]) und die dadurch anfal-
lende Einkommensteuer als Nachlass-
verbindlichkeit bei der Festsetzung der 
Erbschaftsteuer geltend gemacht – je-
doch zu Unrecht, wie der Bundesfinanz-
hof nun entschieden hat.

In einem solchen Fall können die Erben 
die Einkommensteuer, die auf den Auf-
gabegewinn entsteht und die damit in 
Zusammenhang stehenden Nebensteu-
ern nicht als Nachlassverbindlichkeiten 
in Abzug bringen. Zwar handelt es sich 
bei der mit Ablauf des Veranlagungszeit-
raums entstandenen Einkommensteuer 
um diejenige des Erblassers für sein To-
desjahr; allerdings entsteht der Aufga-
begewinn nach §  16 Abs.  3 EStG erst 
durch die Aufgabeerklärung der Erben. 

Beachten Sie | Der Erblasser selbst 
hatte keine Aufgabeerklärung abgege-
ben, sodass im Todeszeitpunkt ein Be-
trieb auf die Erben überging. Folglich 
war erst die Aufgabeerklärung der Erben 
die entscheidende Ursache für die rück-
wirkende Betriebsaufgabe und die hier-
durch entstandene Einkommensteuer 
zuzüglich der Nebensteuern. Die durch 
die Aufgabeerklärung begründeten 
Steuern wurden somit nicht vom Erblas-
ser, sondern von den Erben ausgelöst.

Quelle | BFH-Urteil vom 10.5.2023, Az. II R 
3/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237545

Für Unternehmer

Pauschale Betriebs-
ausgaben: Verwaltung 
darf die Regeln weit-
gehend frei ausgestalten

| Manche Unternehmer können an-
stelle der tatsächlichen Betriebsaus-
gaben auch pauschale Beträge geltend 
machen. Der Bundesfinanzhof hat nun 
entschieden, dass die Finanzverwaltung 
in der Ausgestaltung und Auslegung der 
Pauschalen weitgehend frei ist. |

Die Verwaltung gewährt für die folgen-
den Berufsgruppen diese Pauschalen:

	◼ Die beiden Fallgruppen

Hauptberufliche selbstständige schrift-
stellerische oder journalistische Tätig-
keit:
• Betriebsausgabenpauschale in Pro-

zent der Einnahmen: 30 % 
• jährlicher Höchstbetrag: 3.600 EUR

Wissenschaftliche, künstlerische oder 
schriftstellerische Nebentätigkeit 
(auch Vortrags- oder nebenberufliche 
Lehr- und Prüfungstätigkeit), soweit es 
sich nicht um eine Tätigkeit i. S. des § 3 
Nr. 26 Einkommensteuergesetz 
(„Übungsleiterfreibetrag“) handelt:
• Betriebsausgabenpauschale in Pro-

zent der Einnahmen: 25 % 
• jährlicher Höchstbetrag: 900 EUR; 

wird für alle Nebentätigkeiten, die 
unter die Vereinfachungsregelung 
fallen, nur einmal gewährt

Im Streitfall machten Eheleute jeweils 
eine Pauschale in Höhe von 30 % geltend. 
Das Finanzamt würdigte die Tätigkeiten 
aber als Nebentätigkeiten und gewährte 
nur 25 %. Die Begründung: Die Begriffe 
der Haupt- und Nebenberuflichkeit sind 
in H 18.2 „Betriebsausgabenpauschale“ 
Einkommensteuer-Hinweise (EStH) nicht 
eigenständig definiert. Daher griff das 
Finanzamt auf die Definition der Neben-
beruflichkeit des § 3 Nr. 26 Einkom-
mensteuergesetz zurück, wonach eine 
Tätigkeit nebenberuflich ist, wenn sie 
nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit 
eines vergleichbaren Vollzeiterwerbs in 
Anspruch nimmt.

Der Bundesfinanzhof kam zu folgendem 
Ergebnis: Die Auslegung der Verwal-
tungsanweisung durch das Finanzamt 
ist möglich und überschreitet den ge-
setzlich vorgegebenen Rahmen nicht. 

Quelle | BFH-Urteil vom 4.7.2023, Az. VIII R 
29/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237109

Für Unternehmer

Meldepflichten digitaler Plattformbetreiber:  
Meldefrist bis 31.3.2024 verlängert

| Mit dem Plattformen-Steuertransparenzgesetz vom 20.12.2022 wurde u. a. eine 
Meldepflicht für Betreiber digitaler Plattformen eingeführt. Die Plattformbetreiber 
sind u. a. verpflichtet, erforderliche Informationen von Anbietern zu beschaffen, eine 
Plausibilitätsprüfung durchzuführen und die Information an das Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) zu melden. Die Nichterfüllung der Vorschriften ist bußgeldbe-
wehrt. Die Meldepflichten greifen erstmals für den Meldezeitraum, der dem Kalen-
derjahr 2023 entspricht. Grundsätzlich endet die Frist für die erstmalige Meldepflicht 
am 31.1.2024. Das BZSt hat nun aber mitgeteilt, dass es nicht beanstandet wird, 
wenn die Meldung erst bis zum 31.3.2024 erfolgt. Weitere Informationen zu den 
Meldepflichten erhalten Sie u. a. unter www.iww.de/s10169. |
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Für Vermieter

Zuwendungsnießbrauch zugunsten minderjähriger 
Kinder muss kein Gestaltungsmissbrauch sein

| Über einen befristeten Nießbrauch können Eltern ihren minderjährigen Kindern 
an einem Vermietungsobjekt Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung verschaf-
fen, die die Kinder dann aus eigenem Recht erzielen. Im Gegensatz zur Vorinstanz 
sah der Bundesfinanzhof im entschiedenen Fall keinen Gestaltungsmissbrauch. |

Hintergrund

Die Bestellung eines (zugewendeten) 
Nießbrauchs an einem Mietgrundstück 
zugunsten eines nahen Angehörigen 
wird steuerlich grundsätzlich anerkannt, 
wenn der Nießbrauch wie zwischen 
fremden Dritten vereinbart und so auch 
tatsächlich durchgeführt wird. 

Außerdem muss der Nießbraucher ge-
genüber den Mietern in die Rechtsstel-
lung eines Vermieters eintreten. Wer-
den diese Voraussetzungen erfüllt, sind 
die Vermietungseinkünfte nicht mehr 
dem Eigentümer, sondern dem Nieß-
braucher zuzurechnen.

Vor allem bei Nießbrauchsvereinbarun-
gen zwischen Eltern und ihren (minder-
jährigen) Kindern kommt es hinsichtlich 
der steuerlichen Anerkennung oft zum 
Streit mit dem Finanzamt, wenn dieses 
einen Gestaltungsmissbrauch i. S. des  
§ 42 Abgabenordnung (AO) unterstellt. 

	◼ Vereinfachter Sachverhalt

Eltern hatten ihren minderjährigen un-
terhaltsberechtigten Kindern zeitlich 
befristet einen Nießbrauch an einem 
Grundstück bestellt, das langfristig bis 
zur Beendigung des Nießbrauchs an 
eine GmbH vermietet ist. In den Streit-
jahren war 2016 der Vater und 2017 die 
Mutter Alleingesellschafter der GmbH.

Das Finanzamt rechnete die Vermie-
tungseinkünfte aber nicht den Kindern, 
sondern deren Eltern persönlich zu. 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
wies die dagegen gerichtete Klage u. a. 
deshalb ab, weil ein Missbrauch von 
Gestaltungsmöglichkeiten (§ 42 AO) 
vorliege. Dies hat der Bundesfinanzhof 
nun aber anders beurteilt. 

Die zeitlich befristete Übertragung der 
Einkunftsquelle Vermietung und Ver-
pachtung durch unentgeltliche Bestel-
lung eines befristeten Nießbrauchs-
rechts ist nicht missbräuchlich im Sinne 
des §  42 AO, wenn dem Zuwendenden, 
von der Verlagerung der Einkunftsquelle 
abgesehen, kein weiterer steuerlicher 

Vorteil entsteht. Dabei stellte der Bun-
desfinanzhof heraus, dass es dahinste-
hen kann, ob zwischen den Eltern der 
Kinder als Vermieter und der jeweils nur 
von einem Elternteil beherrschten GmbH 
überhaupt ein persönliches Nähever-
hältnis zu bejahen wäre. Denn weder das 
Finanzamt noch das Finanzgericht ha-
ben Anhaltspunkte dafür festgestellt, 
dass der Vertrag seinem Inhalt nach 
einem Fremdvergleich nicht standhält.

Ein Gestaltungsmissbrauch liegt nicht 
vor, wenn das minderjährige Kind als 
Nießbraucher die ihm zur Nutzung über-
lassene Immobilie an fremde Dritte ver-
mietet. Dann sind die Vermietungsein-
künfte dem Kind zuzurechnen. Denn die 
Begründung des Nießbrauchs bewirkte 
im Streitfall nur eine Übertragung der 
Einkunftsquelle. Die Vermietungsein-
künfte wurden nicht mehr vom Eigentü-
mer (den Eltern), sondern von den Nieß-
brauchern erzielt. Ergibt sich daraus bei 
einer Gesamtbetrachtung ein steuerli-
cher Vorteil, ist dies die Folge des steu-
erlich anzuerkennenden Sachverhalts 
und insofern gesetzlich „vorgesehen“.

Darüber hinaus entsteht in einem sol-
chen Fall kein weiterer steuerlicher 
Vorteil. Insbesondere werden nicht 
steuerlich unbeachtliche Unterhalts-
aufwendungen in den Einkünftebereich 
verlagert. Die GmbH konnte die Ge-
schäftsraummiete auch vor Begrün-
dung des Nießbrauchs als Betriebsaus-
gabe abziehen. Durch die Zuwendung 
der Einkunftsquelle erwächst den Eltern 
der Kinder, von der Verlagerung der Ein-
künfte abgesehen, gegenüber der Zu-
wendung von versteuertem Einkommen 
kein steuerlicher Vorteil. 

Beachten Sie | Vor diesem Hinter-
grund brauchte der Bundesfinanzhof 
die vom Finanzgericht aufgeworfene 
Frage nicht zu vertiefen, ob die GmbH 
im Verhältnis zu den Kindern oder den 
Eltern eine fremde Dritte war.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.6.2023, Az. IX R 
8/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237558

Für alle Steuerpflichtigen

Keine außergewöhnlichen 
Belastungen: Kosten für 
Privatschulbesuch eines 
hochbegabten Kindes

| Nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Münster sind Aufwendungen 
für den Privatschulbesuch eines hoch-
begabten Kindes keine außergewöhnli-
chen Belastungen, die unter gewissen 
Voraussetzungen die Steuerlast min-
dern. |

	◼ Sachverhalt

Die Tochter der Steuerpflichtigen be-
suchte ein Internatsgymnasium. Der 
Amtsarzt hatte zuvor eine Hochbega-
bung und ständige schulische Unter-
forderung mit der Folge behandlungs-
bedürftiger psychosomatischer Be-
schwerden festgestellt. Aus gesund-
heitlichen Gründen hatte er daher den 
Besuch einer Schule mit individuellen, 
an die Hochbegabung angepassten 
Fördermöglichkeiten dringend befür-
wortet. 

Das Finanzamt sah die amtsärztliche 
Stellungnahme allerdings nicht als 
amtsärztliches Gutachten i. S. des § 64 
Abs. 1 Nr. 2 der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung an und 
lehnte den Kostenabzug bei der Ein-
kommensteuer ab. 

Ungeachtet der Nachweisproblematik 
sah auch das Finanzgericht Münster die 
Kosten nicht als unmittelbare Krank-
heitskosten an. Aufwendungen für den 
Besuch einer Privatschule können nur 
als Krankheitskosten angesehen wer-
den, wenn der Schulbesuch zum Zwe-
cke der Heilbehandlung erfolgt und 
dort eine spezielle, unter Aufsicht me-
dizinisch geschulten Fachpersonals 
durchgeführte Heilbehandlung statt-
findet.

Beachten Sie | Kosten für die schuli-
sche Förderung des Kindes wegen ei-
ner Hochbegabung sind keine außer-
gewöhnlichen Belastungen, wenn sie 
nur die sozialen Folgen einer Krank-
heit betreffen und lediglich allgemein 
der Vorbeugung einer psychischen Be-
lastung dienen.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 13.6.2023, 
Az. 2 K 1045/22 E; NZB BFH: Az. VI B 35/23, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236811
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Für alle Steuerpflichtigen

Wichtige Grundsätze zur Aufbewahrung und Vernichtung von Geschäftsunterlagen

| Insbesondere am Anfang des Jahres stellt sich regelmäßig die Frage, welche Geschäftsunterlagen vernichtet werden können 
und welche weiterhin aufzubewahren sind. Grund genug, sich mit dem Thema der Archivierung näher zu beschäftigen. |

Gesetzliche Grundlagen und  
generelle Aufbewahrungsfristen

Die Aufbewahrungspflichten sind Be-
standteil der handelsrechtlichen und 
steuerlichen Aufzeichnungs- und Buch-
führungspflichten. Folglich ist derjenige, 
der nach Steuer- oder Handelsrecht zum 
Führen von Büchern verpflichtet ist, 
auch aufbewahrungspflichtig. 

Beachten Sie | Die handelsrechtliche 
Grundlage bildet § 257 Handelsgesetz-
buch (HGB) i. V. mit § 238 HGB. Die ent-
sprechende steuerliche Grundlage 
stellt insbesondere § 147 Abgabenord-
nung (AO) dar.

Für Privatbelege besteht grundsätzlich 
keine Aufbewahrungspflicht. Sie wer-
den aber bei der Einkommensteuerver-
anlagung im Rahmen der Mitwirkungs-
pflicht benötigt. 

Zudem sind im Privatbereich zwei Be-
sonderheiten zu beachten: 

 • Zweijährige Aufbewahrungsfrist 
für Rechnungen im Zusammen-
hang mit einem Grundstück (§ 14b 
Abs.  1 S.  5 Umsatzsteuergesetz 
(UStG)) sowie 

 • besondere Aufbewahrungspflich-
ten für Steuerpflichtige, bei denen 
die Summe der positiven Einkünfte 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 Einkom-
mensteuergesetz (Überschuss-
einkünfte) mehr als 500.000 EUR im 
Kalenderjahr beträgt (§ 147a AO).

Erfreulich ist, dass sich die handels- 
und die steuerrechtlichen Aufbewah-
rungspflichten weitestgehend entspre-
chen. Die folgende Aufzählung zeigt die 
Aufbewahrungsfristen für wichtige Ge-
schäftsunterlagen:

 • Zehn Jahre lang müssen Unter-
nehmen beispielsweise Inventare, 
Jahresabschlüsse, Lageberichte, 
Eröffnungsbilanzen und Buchungs-
belege aufbewahren. Gleiches gilt 
für alle Arbeitsanweisungen und 
Organisationsunterlagen, die diese 
Belege verständlich machen und 
erläutern. 

 • Sechs Jahre lang müssen z. B. 
Handels- und Geschäftsbriefe so-
wie Unterlagen, die für die Besteu-
erung wichtig sind (z. B. Ein- und 
Ausfuhrlieferunterlagen, Stunden-
lohnzettel), aufgehoben werden.

MERKE | Nach den Plänen der Bun-
desregierung sollen die handels- und 
steuerrechtlichen Aufbewahrungsfris-
ten für Buchungsbelege von zehn auf 
acht Jahre verkürzt werden. 

Fristbeginn und mögliche  
Fristverlängerungen

Die Aufbewahrungsfrist für ein Ge-
schäftsjahr beginnt erst mit dem 
Schluss des Kalenderjahrs, in dem die 
letzten Unterlagen entstanden sind 
oder die letzten Aufzeichnungen (insbe-
sondere Buchungen) vorgenommen 
wurden (§  257 Abs.  5 HGB bzw. §  147 
Abs. 4 AO).

	◼ Beispiel

Eine GmbH hat den Jahresabschluss 
für 2012 im Mai 2013 aufgestellt und 
dem Finanzamt übermittelt.

Die Aufbewahrungsfrist läuft ab dem 
31.12.2013. Beträgt die Aufbewah-
rungsdauer zehn Jahre, endet die Auf-
bewahrungsfrist somit am 31.12.2023. 
Ab Januar 2024 können die entspre-
chenden Unterlagen also grundsätz-
lich vernichtet werden.

Aber nicht nur bei der Bestimmung des 
Fristbeginns ist Sorgfalt geboten, son-
dern auch am Fristende müssen mögli-
che Verlängerungen im Auge behalten 
werden. So können vor allem folgende 
Sachverhalte zu einer Verlängerung der 
Aufbewahrungsfrist bzw. zur Verschie-
bung der Aktenvernichtung führen:

 • noch nicht abgeschlossene Außen-
prüfungen,

 • noch nicht abgelaufene Festset-
zungsfristen,

 • anhängige steuerstraf- oder buß-
geldrechtliche Verfahren,

 • Vorläufigkeit von Steuerfestset-
zungen gemäß § 165 AO oder 

 • laufende Anträge an das Finanzamt.

Beachten Sie | Für die zu erwartenden 
Aufwendungen für die Aufbewahrung 
von Geschäftsunterlagen ist eine Rück-
stellung zu bilden. Die Ermittlungs-
grundsätze hat die Oberfinanzdirektion 
Niedersachsen 2015 dargelegt.

Verletzung der  
Aufbewahrungspflichten

Wie bei der Verletzung von Aufzeich-
nungspflichten ist das Finanzamt auch 
bei der Verletzung der Aufbewahrungs-
fristen grundsätzlich zur Schätzung 
nach § 162 AO berechtigt. Ausnahmen 
gelten nur für höhere Gewalt wie Feuer, 
Hochwasser etc. 

Das Handelsrecht schreibt keinen be-
stimmten Ort für die Aufbewahrung 
der Geschäftsunterlagen vor. Bei der 
Führung der Handelsbücher und der 
sonst erforderlichen Aufzeichnungen 
auf Datenträgern muss jedoch sicher-
gestellt sein, dass die Daten während 
der Dauer der Aufbewahrungsfrist ver-
fügbar sind und jederzeit innerhalb an-
gemessener Frist lesbar gemacht wer-
den können (§ 239 Abs. 4 HGB). 

Das Steuerrecht verlangt die Aufbe-
wahrung der Unterlagen grundsätzlich 
in Deutschland (§  146 Abs.  2 AO). Die 
möglichen Ausnahmen für eine Aufbe-
wahrung im Ausland sind in §  146 
Abs. 2a und Abs. 2b AO geregelt.

MERKE | Sollen Unterlagen elektro-
nisch aufbewahrt werden, sind die 
Grundsätze zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterla-
gen in elektronischer Form sowie zum 
Datenzugriff (GoBD) zu beachten. 

Beachten Sie | Bei Rechnungen und 
Kassenzetteln auf Thermopapier ver-
blasst die Schrift schnell. Thermobelege 
sollten daher zeitnah kopiert und syste-
matisch abgeheftet werden.

Quelle | Referentenentwurf des BMJ vom 
11.1.2024 für ein „Viertes Bürokratieentlas-
tungsgesetz“; OFD Niedersachsen 5.10.2015, 
Az. S 2137 - 106 - St 221/St 222; GoBD: BMF-
Schreiben vom 28.11.2019, Az. IV A 4 - S 
0316/19/10003 :001
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Für Arbeitgeber

Freie Unterkunft und 
Verpflegung:  
Neue Sachbezugswerte 
für 2024

| Die Sachbezugswerte für freie oder 
verbilligte Verpflegung und Unter-
kunft werden jährlich an die Entwick-
lung der Verbraucherpreise angepasst. 
Nach der „Vierzehnten Verordnung zur 
Änderung der Sozialversicherungsent-
geltverordnung“ liegt der Sachbezugs-
wert für freie Unterkunft im Jahr 2024 
bei 278 EUR monatlich (in 2023 waren 
es 265 EUR). |

Der monatliche Sachbezugswert für 
Verpflegung steigt in 2024 um 25 EUR 
auf 313 EUR. 

Beachten Sie | Aus dem monatlichen 
Sachbezugswert für Verpflegung abge-
leitet, ergeben sich für 2024 die nach-
folgenden Sachbezugswerte für die je-
weiligen Mahlzeiten (Werte für 2023 in 
Klammern):

Frühstück:
 • monatlich: 65 EUR (60 EUR)
 • kalendertäglich: 2,17 EUR (2,00 EUR)

Mittag- bzw. Abendessen:
 • monatlich: 124 EUR (114 EUR)
 • kalendertäglich: 4,13 EUR (3,80 EUR)

Quelle | Vierzehnte Verordnung zur Ände-
rung der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung, BGBl I 2023, Nr. 328

Für Arbeitnehmer

Wie müssen Arbeitnehmer 
Gewinnanteile aus typisch 
stillen Beteiligungen 
versteuern?

| Der Bundesfinanzhof muss in zwei 
Revisionsverfahren (Az. VIII R 11/23 und 
VIII R 12/23) eine wichtige Frage zu stil-
len Beteiligungen klären: Unter wel-
chen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang sind Gewinnanteile aus Mitar-
beiterbeteiligungen in Form typisch 
stiller Beteiligungen als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen und nicht als Ein-
künfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
zu qualifizieren? Bis zu einer Entschei-
dung können geeignete Fälle mit einem 
Einspruch offengehalten werden. |

Für Arbeitgeber

Private Kranken-/Pflegeversicherung:  
Datenaustausch zwei Jahre später als geplant
| Der Datenaustausch zwischen den Unternehmen der privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung, der Finanzverwaltung und den Arbeitgebern wurde um zwei 
Jahre verschoben. Neuer Starttermin ist nun der 1.1.2026. Geregelt wurde dies 
im Kreditzweitmarktförderungsgesetz. |

Hintergrund

Um bürokratischen Aufwand bei der 
(lohn-)steuerlichen Behandlung der 
Beiträge zu einer privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung zu mindern, soll ein 
elektronischer Datenaustausch zwi-
schen den Unternehmen der privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung, der 
Finanzverwaltung und den Arbeitgebern 
eingeführt werden.

Die Regelungen wurden mit dem Jah-
ressteuergesetz 2020 beschlossen und 
mit dem Jahressteuergesetz 2022 kon-
kretisiert. Der gesetzlich vorgesehene 
Starttermin der Einführung des Daten-
austauschs war der 1.1.2024. Dieser 
Termin verschiebt sich jetzt um zwei 
Jahre. Start ist somit nun der 1.1.2026.

Beachten Sie | Die bisher geltenden 
Regelungen sind bis zur Einführung 
des Datenaustauschs weiterhin anzu-
wenden. 

Als Gründe für die Verschiebung wer-
den in der Gesetzesbegründung zum 
Kreditzweitmarktförderungsgesetz ins-
besondere genannt: 

 • Einerseits die Komplexität des 
technischen Verfahrens und 

 • andererseits die Erkenntnis, dem 
Interesse der Arbeitnehmer an ei-
nem korrekten Lohnsteuerabzug 
vorher leider nicht vollumfänglich 
gerecht werden zu können.

Quelle | Kreditzweitmarktförderungsgesetz, 
BGBl I 2023, Nr. 411

Für Unternehmer

Gewerbesteuer: Mitwirkung an TV-Sendung als Experte

| Nach Ansicht des Finanzgerichts Düsseldorf sind die Einkünfte aus der Tätigkeit als 
Experte für eine TV-Sendung nicht als freiberuflich zu qualifizieren, sondern unter-
liegen als gewerbliche Einkünfte der Gewerbesteuer. Die Revision ist anhängig. |

	◼ Sachverhalt

Der Steuerpflichtige war als Mitwirken-
der einer TV-Sendung tätig, deren Kon-
zept darauf gründete, dass Menschen 
durch einen Unterstützer begleitet wer-
den, um ihre Situation zu verbessern. 
Dabei unterhielt sich der in den Sen-
dungen als „Experte“ bezeichnete Steu-
erpflichtige schwerpunktmäßig mit den 
einmalig auftretenden Teilnehmern und 
nutzte seine Fachkenntnisse, um die 
Situation der Teilnehmer zu verbes-
sern. Er ging wegen des Unterhal-
tungscharakters der Sendung von einer 
künstlerischen und damit freiberufli-
chen Tätigkeit aus – aber ohne Erfolg.

Zu der freiberuflichen Tätigkeit gehört 
nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) u. a. die 
selbstständig ausgeübte künstlerische 
Tätigkeit. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs übt ein Steuer-

pflichtiger eine künstlerische Tätigkeit 
aus, wenn er eine eigenschöpferische 
Leistung vollbringt, in der seine indivi-
duelle Anschauungsweise und Gestal-
tungskraft zum Ausdruck kommt und 
die über eine hinreichende Beherr-
schung der Technik hinaus grundsätz-
lich eine gewisse künstlerische Gestal-
tungshöhe erreicht. 

Vor diesem Hintergrund stellte das Fi-
nanzgericht heraus: Die Tätigkeit des 
Steuerpflichtigen stellt keine eigen-
schöpferische Leistung dar, in der Ein-
drücke, Erfahrungen und Erlebnisse 
durch das Medium einer bestimmten 
Formensprache zu unmittelbarer An-
schauung gebracht werden. Unerheb-
lich ist, ob die Sendung selbst dem 
künstlerischen Bereich zuzuordnen ist.

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 21.3.2023, 
Az. 10 K 306/17 G, Rev. BFH: Az. VIII R 10/23, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 235944
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Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche Belastungen: Unterbringung  
in einer Pflegewohngemeinschaft

| Aufwendungen für die krankheits-, pflege- und behinderungsbedingte Unter-
bringung in einer dem jeweiligen Landesrecht unterliegenden Pflegewohnge-
meinschaft können steuermindernd als außergewöhnliche Belastung zu berück-
sichtigen sein. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden. |

	◼ Sachverhalt

Der schwerbehinderte (Grad der Be-
hinderung 100) und pflegebedürftige 
(Pflegegrad 4) Steuerpflichtige wohnte 
gemeinsam mit anderen pflegebedürf-
tigen Menschen in einer Pflegewohn-
gemeinschaft, deren Errichtung und 
Unterhaltung dem Wohn- und Teilhabe-
gesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len unterfiel. Dort wurde er rund um 
die Uhr von einem ambulanten Pflege-
dienst und Ergänzungskräften betreut, 
gepflegt und hauswirtschaftlich ver-
sorgt.

Die Aufwendungen für die Unterbrin-
gung (Kost und Logis) in der Pflege-
wohngemeinschaft machte der Steuer-
pflichtige in seiner Einkommensteuer-
erklärung als außergewöhnliche Be-
lastungen geltend. Das Finanzamt 
lehnte das allerdings ab, weil diese 
Aufwendungen nur bei einer vollstati-
onären Heimunterbringung abzugsfä-
hig seien.

Das Finanzgericht Köln und der Bun-
desfinanzhof beurteilten den Sachver-
halt jedoch anders.

Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass 
Aufwendungen für die krankheits- oder 
pflegebedingte Unterbringung in einer 
dafür vorgesehenen Einrichtung grund-
sätzlich als außergewöhnliche Belas-
tung abzugsfähig sind. 

Dies gilt nicht nur für Kosten der Unter-
bringung in einem Heim i. S. des § 1 
HeimG, sondern auch für Kosten der 
Unterbringung in einer Pflegewohnge-
meinschaft, die dem jeweiligen Landes-

recht unterfällt. Ausschlaggebend ist 
allein, dass die Pflegewohngemein-
schaft (ebenso wie das Heim) in erster 
Linie dem Zweck dient, ältere oder 
pflegebedürftige Menschen oder Men-
schen mit Behinderung aufzunehmen 
und ihnen Wohnraum zu überlassen, in 
dem die notwendigen Betreuungs-, 
Pflege- und Versorgungsleistungen er-
bracht werden. 

Die Abzugsfähigkeit der Unterbrin-
gungskosten knüpft nicht daran an, 
dass dem Steuerpflichtigen (wie bei der 
vollstationären Heimunterbringung) 
Wohnraum und Betreuungsleistungen 
„aus einer Hand“ zur Verfügung gestellt 
werden. Ausreichend ist, wenn er als 
(Mit-)Bewohner einer Pflegewohnge-
meinschaft neben der Wohnraumüber-
lassung von externen (ambulanten) 
Leistungsanbietern (gemeinschaftlich 
organisiert) Betreuungs-, Pflege- und 
Versorgungsleistungen in diesen Räum-
lichkeiten bezieht.

MERKE | Allerdings sind auch krank-
heits- oder pflegebedingt anfallende 
Kosten nur insoweit abzugsfähig, als 
sie zusätzlich zu den Kosten der nor-
malen Lebensführung anfallen. Des-
halb waren die tatsächlich angefalle-
nen Unterbringungskosten im Streit-
fall um eine sogenannte Haushaltser-
sparnis zu kürzen. 

Quelle | BFH-Urteil vom 10.8.2023, Az. VI R 
40/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237867, 
BFH, PM Nr. 40/23 vom 19.10.2023

Für Unternehmer

Verluste in der Anlauf-
phase: In diesen Fällen 
sind sie anzuerkennen

| Ein selbstständiger Unternehmens-
berater erzielt Einkünfte aus selbst-
ständiger Arbeit. Nach Ansicht des 
Finanzgerichts Münster waren die er-
klärten Verluste innerhalb der Anlauf-
phase von fünf Jahren im Streitfall an-
zuerkennen, weil der Berater ein 
belastbares und dem Grunde nach ge-
eignetes Betriebskonzept vorgelegt 
hat, um zukünftig Gewinne zu erwirt-
schaften. Zudem konnte er darlegen, 
dass er Maßnahmen zur Erzielung von 
Gewinnen ergriffen hat. |

Relevanz für die Praxis

Ob Steuerpflichtige mit Gewinnerzie-
lungsabsicht handeln, ist gerade bei 
Aufnahme einer Tätigkeit nicht immer 
eindeutig zu erkennen. Gegen die An-
nahme einer Gewinnerzielungsabsicht 
spricht das Vorliegen persönlicher Be-
weggründe zur Fortführung der verlust-
bringenden Tätigkeit (Steuern sparen) 
oder wenn Steuerpflichtige eine verlust-
bringende Tätigkeit aus im Bereich ihrer 
Lebensführung liegenden persönlichen 
Neigungen ausüben. 

Fehlt es an typischerweise persönli-
chen Motiven, dann spricht der Beweis 
des ersten Anscheins für die Annahme 
einer Gewinnerzielungsabsicht, wenn 
die Betriebsführung so eingerichtet ist, 
dass der Betrieb nach seiner Wesens-
art und der Art seiner Bewirtschaftung 
auf Dauer dazu geeignet und bestimmt 
ist, mit Gewinn zu arbeiten. 

Bei dauernden Verlusten ist nicht per se 
von Liebhaberei auszugehen. Zu prüfen 
ist, ob Steuerpflichtige Maßnahmen zur 
Steigerung der Rentabilität des Be-
triebs ergriffen haben. 

MERKE | Grundsätzlich werden Ver-
luste während einer Anlaufphase aner-
kannt, es sei denn, es steht von vornhe-
rein fest, dass nachhaltig keine Gewinne 
erzielt werden können. Die Dauer einer 
solchen Anlaufphase ist je nach der Ei-
genart des neu aufgebauten Betriebs 
festzulegen, wobei ein Zeitraum von 
weniger als fünf Jahren nur in Ausnah-
mefällen in Betracht kommt.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 13.6.2023, Az. 2 
K 310/21 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236810

Für Arbeitgeber

Gesetz zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarkts

| Durch das „Gesetz zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarkts“ (BGBl I 2023, 
Nr. 146, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 238816) soll die Beschäftigung schwerbehin-
derter Menschen gefördert bzw. verbessert werden. Eingeführt wurde u. a. eine 
Ausgleichsabgabe für Arbeitgeber, die trotz Beschäftigungspflicht keinen einzigen 
schwerbehinderten Menschen beschäftigen („vierte Staffel“). Für kleinere Arbeit-
geber gelten wie bisher Sonderregelungen. |
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Berücksichtigung früherer Erwerbe bei der Schenkung-
steuer: Festgestellter Grundstückswert ist bindend

| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass ein für Zwecke der Schenkungsteuer 
gesondert festgestellter Grundbesitzwert für alle Schenkungsteuerbescheide bin-
dend ist, bei denen er in die steuerliche Bemessungsgrundlage einfließt. Das gilt 
auch für die Berücksichtigung früherer Erwerbe nach § 14 Abs. 1 des Erbschaft-
steuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG), d. h. bei einer Schenkung, die in-
nerhalb von zehn Jahren nach der ersten Schenkung erfolgt. |

	◼ Sachverhalt

Vater (V) hatte seinem Sohn (S) 2012 
einen Miteigentumsanteil an einem 
Grundstück geschenkt. Das Finanzamt 
hatte den Grundbesitzwert festgestellt 
und der Besteuerung zugrunde gelegt. 
Schenkungsteuer fiel aber nicht an, 
weil der Grundstückswert (87.392 EUR) 
unter dem Freibetrag für Kinder 
(400.000 EUR) lag. 

2017 erhielt S von V eine weitere Schen-
kung i. H. von 400.000 EUR. Da mehrere 
innerhalb von zehn Jahren von dersel-
ben Person anfallende Vermögensvor-
teile zusammenzurechnen sind (§ 14 
Abs. 1 ErbStG), ermittelte das Finanz-
amt einen Gesamtbetrag für beide 
Schenkungen und setzte Schenkung-
steuer von rund 10.000 EUR fest. Dabei 
berücksichtigte das Finanzamt den 
Vorerwerb mit 87.392 EUR.

S hingegen meinte, dass der damals 
festgestellte Wert zu hoch und deshalb 
nunmehr nach unten zu korrigieren 
sei. Bei der Schenkung in 2012 habe er 
sich nur deshalb nicht gegen den fal-
schen Grundstückswert gewendet, 
weil die Schenkungsteuer ohnehin mit 
0 EUR festgesetzt worden sei. Erfolg-
reich war er mit dieser Sichtweise bzw. 
Begründung aber nicht.

Grundstückswerte sind – im Gegensatz 
zu Werten sonstiger Schenkungsge-
genstände (z. B. Geld) – für Zwecke der 
Schenkungsteuer in einem eigenen 
Verfahren gesondert festzustellen. 

Beachten Sie | Der festgestellte Wert 
entfaltet Bindungswirkung für alle 
Schenkungsteuerbescheide, bei denen 
er in die Bemessungsgrundlage ein-
fließt. Das gilt auch für die Berücksichti-
gung eines früheren Erwerbs nach § 14 
Abs. 1 ErbStG.

MERKE | Hält der Steuerpflichtige 
den festgestellten Grundstückswert 
für zu hoch, muss er sich sogleich ge-
gen diese Feststellung wenden. Macht 
er dies nicht und wird der Bescheid 
über den festgestellten Wert be-
standskräftig, dann kann der Steuer-
pflichtige die Unrichtigkeit bei den 
nachfolgenden Schenkungsteuerfest-
setzungen nicht mehr mit Erfolg gel-
tend machen. 

Quelle | BFH-Urteil vom 26.7.2023, Az. II R 
35/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237663; 
BFH, PM Nr. 39/23 vom 12.10.2023

Für Arbeitnehmer

Firmenwagen: Ohne arbeitsvertragliche Regelung 
mindern Garagenkosten den geldwerten Vorteil nicht 

| Die vom Arbeitnehmer für seine Garage getragene Absetzung für Abnutzung min-
dert den geldwerten Vorteil aus der Überlassung eines betrieblichen Arbeitgeber-
Fahrzeugs zur außerdienstlichen Nutzung nicht. Dies gilt nach einer Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs zumindest dann, wenn keine rechtliche Verpflichtung des Ar-
beitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber besteht, das Fahrzeug in der Garage un-
terzustellen. |

Die Entscheidung macht deutlich: Für 
eine Vorteilsminderung ist es erforder-
lich, dass Kosten vom Arbeitnehmer 
gegenüber dem Arbeitgeber „über-
nommen“ werden, was eine arbeitsver-

tragliche oder andere arbeits- oder 
dienstrechtliche Vereinbarung über die 
Kostentragung erfordert.
Quelle | BFH-Urteil vom 4.7.2023, Az. VIII R 
29/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 237109

Für Unternehmer

EU-Taxameter und  
Wegstreckenzähler:  
Bis Ende 2025 ist eine 
zertifizierte technische 
Sicherheitseinrichtung 
nicht verpflichtend

| Eigentlich müssen EU-Taxameter und 
Wegstreckenzähler ab 2024 über eine 
zertifizierte technische Sicherheitsein-
richtung (TSE) verfügen. Doch nun gibt es 
eine Nichtbeanstandungsregelung, die 
betroffene Unternehmer freuen dürfte. |

Hintergrund: Durch Artikel 2 der Verord-
nung zur Änderung der Kassensiche-
rungsverordnung vom 30.7.2021 wurde 
der Anwendungsbereich des § 1 Kas-
sensicherungsverordnung auf EU-Taxa-
meter und Wegstreckenzähler ausge-
weitet. Damit sind diese elektronischen 
Aufzeichnungssysteme sowie die damit 
zu führenden digitalen Aufzeichnungen 
ab 2024 durch eine TSE zu schützen.

Nach dem Schreiben des Bundesfinanz-
ministeriums sind die technisch not-
wendigen Anpassungen und Aufrüstun-
gen umgehend durchzuführen und die 
rechtlichen Voraussetzungen unverzüg-
lich zu erfüllen. Es wird aber nicht bean-
standet, wenn diese Aufzeichnungssys-
teme längstens bis zum 31.12.2025 
noch nicht über eine TSE verfügen.

Beachten Sie | Bereits mit Schreiben 
vom 30.8.2023 hat die Verwaltung eine 
Vereinfachung geschaffen: Danach kön-
nen die Kosten für die nachträgliche 
erstmalige Ausrüstung bestehender EU-
Taxameter oder Wegstreckenzähler mit 
einer TSE und die Kosten für die erstma-
lige Implementierung der einheitlichen 
digitalen Schnittstelle eines bestehen-
den elektronischen Aufzeichnungssys-
tems in voller Höhe sofort als Betriebs-
ausgaben abgezogen werden.

Quelle | BMF-Schreiben vom 13.10.2023, Az. IV 
D 2 - S 0319/20/10002 :010, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 237966; BMF-Schreiben vom 
30.8.2023, Az. IV D 2 - S 0316-a/19/10006 :037


